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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Jörg Bode und Dr. Stefan Birkner (FDP) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung  
namens der Landesregierung  

Wie steht die Landesregierung zu der Forderung einer konstanten Tourismusförderung? 

Anfrage der Abgeordneten Jörg Bode und Dr. Stefan Birkner (FDP), eingegangen am 26.06.2019 - 
Drs. 18/4088  
an die Staatskanzlei übersandt am 28.06.2019 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung  
namens der Landesregierung vom 30.07.2019 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

In der vom Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 2017 
herausgegebenen Studie zum Wirtschaftsfaktor Tourismus heißt es, die Tourismuswirtschaft sei ei-
ne umsatzstarke und beschäftigungsintensive Branche mit großer Relevanz für den Wirtschafts-
standort Niedersachsen. Danach sei der niedersächsische Tourismus ein konstanter Wachstums-
motor mit bedeutenden Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekten. Die Branche gehöre zu den 
Leitmärkten der niedersächsischen Wirtschaft. Da die ökonomische Bedeutung dieser heterogenen 
Querschnittsbranche seitens der amtlichen Wirtschaftsstatistik nicht abbildbar sei, werde der Tou-
rismus in seiner Wirtschaftskraft häufig unterschätzt. Die Studie belege, dass sich die Tourismus-
wirtschaft hinsichtlich ihrer Bruttowertschöpfung auf Augenhöhe mit Wirtschaftszweigen wie der Fi-
nanzwirtschaft und der Informations- und Kommunikationsbranche in Niedersachsen befinde. 

Nach Informationen des für Tourismus zuständigen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Digitalisierung habe Niedersachsen 44,9 Millionen Gästeübernachtungen (2018) und 11,9 Milliar-
den Euro touristische Bruttowertschöpfung. Der Tourismus trage 5,2 % zur gesamten Wirtschafts-
leistung in Niedersachsen bei. Im Tourismus arbeiteten direkt und indirekt 293 000 Erwerbstätige; 
das sind 7,4 % aller Beschäftigten in Niedersachsen. Die Tourismusbranche sei längst in der 
1. Liga der niedersächsischen Wirtschaft angekommen. Zum Vergleich: Nach Ministeriumsangaben 
arbeiten in der niedersächsischen Automobilindustrie 120 000 Menschen, inklusive der Zulieferin-
dustrie rund 250 000. Laut Minister Dr. Althusmann bieten die Häfen im Lande 45 000 Menschen 
Arbeit. 

Seit 2011 fiel die jährliche Steigerungsrate bei den Übernachtungszahlen in Niedersachsen ledig-
lich in einem Jahr höher aus als im Bundesdurchschnitt. Zudem sanken im Jahr 2013 die Über-
nachtungen in Niedersachsen im Vergleich zum Vorjahr. Über den gesamten Zeitraum 2011 bis 
2018 stiegen die Übernachtungszahlen in Niedersachsen um 14,0 %, bundesweit dagegen um 21,3 
(vgl. https://smex12-5-en-ctp.trendmicro.com:443/wis/clicktime/v1/query?url=www.tourismuspart
ner%2dniedersachsen.de%2fjahresstatistiken&umid=22bc54c7-c8cf-4a85-9cd2-cc142440d356&
auth=d932eccf5ad205e2e20e1912313c7f38b2924ddf-a054dba747d1b2305913f9013d60a6db4a
0f1e8e). 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Niedersachsen ist ein starkes Tourismusland mit attraktiven und am Markt stark nachgefragten An-
geboten. Der Tourismus in Niedersachsen wächst und die Zahl der Gäste ist weiter angestiegen. 
Nicht nur die Übernachtungszahlen sind dabei zu betrachten, sondern vor allem die Wertschöpfung 
aus jeder einzelnen Übernachtung ist entscheidend, denn dadurch wird die Basis für weitere Inves-

https://smex12-5-en-ctp.trendmicro.com/wis/clicktime/v1/query?url=www.tourismuspartner%2dniedersachsen.de%2fjahresstatistiken&umid=22bc54c7-c8cf-4a85-9cd2-cc142440d356&auth=d932eccf5ad205e2e20e1912313c7f38b2924ddf-a054dba747d1b2305913f9013d60a6db4a0f1e8e
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titions- und Entwicklungsmöglichkeiten auf kommunaler und auch betrieblicher Ebene geschaffen. 
Unabhängig von den Übernachtungsgästen liefern darüber hinaus auch Tagesgäste, die in der 
amtlichen Statistik nicht erfasst werden, einen nicht unerheblichen Beitrag zum wirtschaftlichen Er-
folg des Tourismusstandorts Niedersachsen.  

 

1. Wie bewertet die Landesregierung die Entwicklung des Tourismus im nationalen Ver-
gleich? 

Die Erfolgsparameter im Tourismus haben sich gewandelt. Der Erfolg des Tourismus in Nieder-
sachsen bemisst sich nicht mehr nur nach statistischen Kennziffern wie Übernachtungs- und An-
kunftszahlen, sondern insbesondere danach, welchen Wertschöpfungsbeitrag der Tourismus zur 
gesamten niedersächsischen Wirtschaftsleistung beiträgt. Eine positive Tourismusentwicklung ist 
immer auch Regional- und allgemeine Standortentwicklung und zielt damit stark auf die Region und 
die Menschen ab, die dort mit und vom Tourismus leben.  

Die Entwicklung der Ankunfts- und Übernachtungszahlen zwischen 2011 und 2018 in Niedersach-
sen im nationalen Vergleich ergibt sich aus der Anlage. Dazu ist anzumerken, dass die amtliche 
Statistik auf nationaler Ebene derzeit nicht vergleichbar ist. In einigen Bundesländern, darunter 
Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Bayern, fanden umfangreiche Berichtskreisprü-
fungen statt. Dies bedeutet, dass die Liste der meldepflichtigen Betriebe aktualisiert wurde. In den 
beiden vorgenannten norddeutschen Bundesländern wurden zudem Apartmentvermittlungen in die 
berichtspflichtige Gruppe der Betriebe ab zehn Betten übernommen (bislang wurden diese Betriebe 
im Bereich der Privatvermieter gelistet), weshalb es sich bei den dortigen ausgewiesenen Steige-
rungsraten zumindest teilweise um einen statistischen Effekt und kein reales Wachstum handelt.  

 

2. Spielt der Tourismus als „Kerngeschäft“ und „Jobmotor“ in Niedersachsen im Ver-
gleich zu anderen Wirtschaftsbereichen aus Sicht der Landesregierung eine unterge-
ordnete Rolle, und wenn ja, warum? 

Der Tourismus ist eine umsatzstarke und beschäftigungsintensive Branche und gehört zu den 
Leitmärkten der niedersächsischen Wirtschaft. 

 

3. Stimmt die Landesregierung der Aussage zu, dass eine derzeit rein punktuelle, projekt-
bezogene Förderung allein strukturelle Finanzprobleme der niedersächsischen Touris-
muskommunen nicht lösen kann (bitte mit Begründung)? 

Die projektbezogene Tourismusförderung des MW unterstützt Investitionen in den Fördergebieten, 
um so die Entwicklung und Anpassungsfähigkeit der Region zu stärken und neue Dauerarbeitsplät-
ze zu schaffen bzw. vorhandene Dauerarbeitsplätze zu sichern. Ziel ist, die Attraktivität der touristi-
schen Regionen und damit auch die Gästezahlen und die Wettbewerbsfähigkeit der ansässigen 
KMU zu steigern. Die Projektförderung zur Unterstützung zeitlich und inhaltlich abgegrenzter inves-
tiver Maßnahmen der gewerblichen Wirtschaft sowie der touristischen Infrastruktur trägt zwar auch 
flankierend zur Lösung von Strukturproblemen bei, stellt aber aufgrund ihrer Ausrichtung kein In-
strument zur Beseitigung individueller kommunaler Finanzprobleme dar. 

 

4. Wie beurteilt die Landesregierung - auch vor dem Hintergrund, dass der kommunale 
Finanzausgleich in Niedersachsen seit Jahren der niedrigste pro Kopf im Vergleich der 
13 Flächenländer in Deutschland ist - die konstante Förderung des Tourismus, wie sie 
alle westdeutschen Flächenländer mit Ausnahme von Niedersachsen und Schleswig-
Holstein in ihren Finanzausgleichgesetzen mit folgenden Modifikationen verankert ha-
ben: 

– als separate Mittel, wie in Hessen (§ 44 FAG vom 23.07.2015 (GVBl. S. 298), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23.09.2018 (GVBl. S. 519). Im Landes-
haushalt 2016 waren diese Mittel von 11,5 auf 13 Millionen Euro aufgestockt wor-
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den (https://rechnungshof.hessen.de/sites/rechnungshof.hessen.de/files/content-
downloads/Kommunalbericht%202017.pdf) und in Rheinland-Pfalz (Rheinland-
Pfalz (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 FAG vom 30.11.1999 (GVBl. S. 415), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBl. S. 463), Mittel 2012 in Höhe von 
2,8 Millionen Euro (https://www.cesifo-group.de/DocDL/ifo_Forschungsberich
te_58.pdf). 

– als separate Mittel mit Festbetrag hinterlegt (Baden-Württemberg, vgl. § 20 FAG in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 01.01.2000 (GBl. S. 14), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18.12.2018 (GBl. S. 1561, 1562) mit 6 Millionen 
Euro p. a., sowie Nordrhein-Westfalen, vgl. § 19 GFG 2019 vom 18.12.2018 
(GV. NRW. S. 729), mit 9,75 Millionen Euro p. a.) 

über zusätzliche fiktive Einwohner: 

a) je Person mit Nebenwohnung (Bayern, vgl. Artikel 3 Abs. 4 BayFAG in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 16.04.2013 (GVBl. S. 210), zuletzt geändert durch 
Artikel 38 b Abs. 2 des Gesetzes vom 24.07.2018 (GVBl. S. 583), 

b) je 300 Gästeübernachtungen (Saarland, vgl. § 12 Abs. 4 KFAG vom 03.07.1983 
Amtsbl. S. 462), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12.12.2018 (Amtsblatt I 
S. 832)? 

Der kommunale Finanzausgleich ist in den Flächenländern sehr unterschiedlich ausgestaltet und in 
der Folge kaum vergleichbar. So hängt die Höhe des Finanzausgleichs maßgeblich davon ab, in-
wieweit kommunale Aufgaben durch Mittel des Finanzausgleichs gedeckt sind oder durch separate 
Leistungsgesetze finanziert werden. Auch bei der Verteilungssymmetrie sehen die Finanzaus-
gleichsgesetze der Flächenländer unterschiedliche Indikatoren vor; dies gilt insbesondere bei der 
Berücksichtigung von Sonderansätzen, wie beispielsweise für den touristischen Bereich.  

Auch im niedersächsischen Finanzausgleich bestand ab dem Jahr 1993 eine Regelung, nach der 
die zugrunde liegende melderechtliche Einwohnerzahl fiktiv hinsichtlich Gästeübernachtungen er-
höht wurde. Konkret hinzugerechnet wurden 15 v. H. der durch 365 geteilten Zahl der von der Lan-
desstatistikbehörde nach dem Beherbergungsstatistikgesetz für das vergangene Haushaltsjahr er-
mittelten Übernachtungen von Gästen in Gemeinden, soweit diese staatlich anerkannte Kurorte, 
Luftkurorte, Erholungsorte oder Küstenbadeorte sind.  

Die Aufhebung dieser Regelung erfolgte im Jahr 1999 im Rahmen der grundlegenden Neuordnung 
des Niedersächsischen Finanzausgleichs. Grundlage bildete ein Gutachten1 des Niedersächsi-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung e. V. im Jahr 1998, das in mehrerlei Hinsicht einer Abgel-
tung innerhalb des Finanzausgleichs kritisch gegenüberstand. Insbesondere wurde dargelegt, dass 
die in diesem Zusammenhang entstehenden Kosten auf externen Effekten beruhen, die internali-
siert werden könnten und sollten; anstelle einer Belastung der kommunalen Solidargemeinschaft 
wurde auf Gestaltungsmöglichkeiten der betroffenen Kommune verwiesen, die Touristen oder das 
unmittelbar profitierende Tourismusgewerbe an den Kosten zu beteiligen. Auch im Hinblick auf den 
geringen Betrag und die wenig wirkungsvolle finanzielle Hilfe sowie im Interesse eines leicht zu 
handhabenden, überschaubaren und systematischen Finanzausgleichs wurden diese und weitere 
fiktive Einwohnererhöhungen ab 1999 ersatzlos gestrichen. Die Neuordnung des Finanzausgleichs 
wurde anschließend vom Niedersächsischen Staatsgerichtshof überprüft2 und als verfassungskon-
form bestätigt.  

Die Einnahmen der Kommunen bestehen im Wesentlichen aus den Zuweisungen innerhalb des 
Steuerverbundes (Kommunaler Finanzausgleich), den Zuweisungen außerhalb des Steuerverbun-
des und den originären kommunalen Steuereinnahmen. Aus dem Haushalt des Landes Nieder-
sachsen erhielten die Kommunen in 2018 insgesamt 10,3 Milliarden Euro. Dieser Betrag setzt sich 
zusammen aus Zahlungen in Höhe von 4,4 Milliarden Euro innerhalb des Steuerverbunds und Zah-

                                                
1 „Neuordnung des kommunalen Finanzausgleichs in Niedersachsen“, Nds. Institut für Wirtschaftsforschung 

e. V., Seiten 122 ff, Dezember 1998 
2 Urteil StGH vom 16. Mai 2001 - StGH 6/99 u.a. - 

https://rechnungshof.hessen.de/sites/rechnungshof.hessen.de/files/content-downloads/Kommunalbericht%202017.pdf
https://rechnungshof.hessen.de/sites/rechnungshof.hessen.de/files/content-downloads/Kommunalbericht%202017.pdf
https://www.cesifo-group.de/DocDL/ifo_Forschungsberichte_58.pdf
https://www.cesifo-group.de/DocDL/ifo_Forschungsberichte_58.pdf
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lungen in Höhe von 5,9 Milliarden Euro außerhalb des Steuerverbunds. Die isolierte Betrachtung 
der Einnahmen der Kommunen aus dem kommunalen Finanzausgleich (KFA) lässt deshalb keine 
Rückschlüsse auf die finanzielle Ausstattung der Kommunen zu. Maßgebliche Indikatoren dafür 
sind stattdessen der Finanzierungssaldo, die Investitionsquote und die Verschuldung. Zwar ist die 
langfristige Verschuldung der niedersächsischen Kommunen in den letzten Jahren weiter angestie-
gen, gleichzeitig konnten allerdings auch die Liquiditätskredite deutlich reduziert werden. Zudem 
haben die Kommunen in 2018 ihre Investitionstätigkeit deutlich um 496 Millionen Euro auf 3,3 Milli-
arden Euro erhöht. Schon in 2017 und 2016 lag Niedersachsen mit seinen Sachinvestitionen pro 
Kopf im Vergleich der Bundesländer im oberen Drittel. Darüber hinaus ist der Finanzierungssaldo 
der niedersächsischen Kommunen auch in 2018 - und damit zum achten Mal in Folge - positiv. Vor 
diesem Hintergrund kann die finanzielle Situation der niedersächsischen Kommunen im Allgemei-
nen als konstant gut bezeichnet werden.    

 

5. Wie steht die Landesregierung zu der Forderung, eine konstante Tourismusförderung, 
wie sie bis 1999 im NFAG über die Berücksichtigung zusätzlicher fiktiver Einwohner in 
anerkannten Kur-, Erholungs- und Badeorten vorgenommen worden ist, wiedereinzu-
führen? 

Die Zulässigkeit einer Wiedereinführung wäre anhand der Urteile des Niedersächsischen Staatsge-
richtshofs zu prüfen. Danach muss die Verteilungssymmetrie des Finanzausgleiches grundsätzlich 
aufgaben- und bedarfsgerecht gestaltet sein.  

In den vergangenen Jahren wurde der Finanzausgleich regelmäßig hinsichtlich Anpassungsbedarf 
überprüft. Die Einführung zusätzlicher fiktiver Einwohner für den touristischen Bereich war Gegen-
stand von Gutachten des ehemaligen Landesbetriebes für Statistik und Kommunikationstechnolo-
gie im Jahr 20113 und des Niedersächsischen Instituts für Wirtschaftsforschung e. V. im Jahr 
20154. Beide Gutachten kamen zu dem Ergebnis, dass ein empirischer Zusammenhang zwischen 
Zahl der Übernachtungen und der Höhe der Gesamtzuschussbedarfe nicht nachgewiesen werden 
kann; in der Gesamtschau nivellieren sich vielmehr die unterschiedlichen Bedarfe der Kommunen. 
Da somit kein Bedarf im Sinne der Rechtsprechung belegt werden konnte, ist eine Berücksichti-
gung in Form von Sonderansätzen oder fiktiven Einwohnern rechtlich unzulässig.  

Vor diesem Hintergrund steht die Landesregierung einer Wiedereinführung ablehnend gegenüber.  

 

6. Wie steht die Landesregierung zu der Alternative, für eine konstante kommunale Tou-
rismusförderung jedes Jahr Mittel außerhalb des Finanzausgleichs im unteren zweistel-
ligen Millionenbereich mit einem noch festzulegenden Verteilungsschlüssel vorzuse-
hen? 

Die Landesregierung sieht keine Möglichkeit, eine konstante kommunale Tourismusförderung au-
ßerhalb des Finanzausgleichs sicherzustellen. 

Um den Kommunen zusätzliche Einnahmequellen zur Finanzierung des Tourismus und der damit 
verbundenen touristischen Infrastruktur zu eröffnen, wurde den Kommunen die Möglichkeit eröffnet, 
Tourismusbeiträge und/oder Gästebeiträge (ehemalige Kurtaxe) gemäß §§ 9 und 10 des Nieder-
sächsischen Kommunalabgabengesetzes zu erheben.  

Sowohl mit dem Tourismusbeitrag als auch dem Gästebeitrag können Aufwendungen der Kommu-
nen, die ihnen aus der Tourismusförderung, d. h. der Schaffung von tourismusrelevanten Rahmen-
bedingungen entstehen, abgedeckt werden.  

  

                                                
3 „Überprüfung und Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs in Niedersachsen“, Landesbetrieb 

für Statistik und Kommunikationstechnologie Niedersachsen, Mai 2011 
4 „Novellierung des horizontalen Finanzausgleichssystems in Niedersachsen“, Nds. Institut für Wirtschaftsfor-

schung e.V., Oktober 2015 
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Mittel aus dem Tourismusbeitrag (§ 9 NKAG) dürfen die Kommunen nur zur Finanzierung und Un-
terhaltung ihrer Tourismuseinrichtungen und für die Tourismusförderung verwenden. Die Mittel aus 
dem Gästebeitrag (§ 10 NKAG) müssen zur Finanzierung und Unterhaltung der Tourismuseinrich-
tungen und für Tourismusveranstaltungen eingesetzt werden.  

Die entsprechenden Rechtsvorschriften im NKAG wurden insbesondere auf Wunsch der kommuna-
len Spitzenverbände novelliert, ergänzt und angepasst. Neben den bisher erhebungsberechtigten 
Kommunen können seit 01.04.2017 auch sonstige Tourismusgemeinden Tourismus- und Gästebei-
träge erheben. Sonstige Tourismusgemeinden haben für den Tourismus eine besondere Bedeu-
tung, weil sie über herausgehobene Sehenswürdigkeiten oder besondere Sport- oder Freizeitange-
bote verfügen. Neu eingeführt wurde daneben die Möglichkeit, Aufwendungen, die der Kommune 
entstehen, weil sie den Touristen die Benutzung des Öffentlichen Personennahverkehrs kostenlos 
ermöglichen, über den Gästebeitrag umzulegen. 
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Anlage 

 

(Verteilt am 31.07.2019) 
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